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Gedanken zur
europäischen
Integration aus
gewerkschafts

jugendlicher
Sicht

Heute sind Jugendliche in der Schweiz bis zur
Erlangung des Stimmrechts praktisch vom politischen
Prozess ausgeschlossen. Ein sehr «gutes» Beispiel ist
die Frage der europäischen Integration, wo für unsere
Zukunft grundlegende Entscheidungen gefällt werden
müssen, ohne dass diejenigen, die davon betroffen
sein werden, in irgendeiner Form konsultiert, ge-
schweige denn an den Entscheidungen beteiligt
werden.

Hier ist auch eine Mitschuld von
Gewerkschaften und den politi-
sehen Organisationen aus unse-
rem Umfeld zu konstatieren.
Haben es doch sowohl die
Gewerkschaften als auch etwa
die SPS bisher versäumt, eine
breite Diskussion zum Thema
der europäischen Integration in
Gang zu bringen. So wird die
Position des SGB zu Europa von
einem Sekretär im Alleingang
bestimmt. Nun wird der Kon-
gress im Herbst über den Antrag
zu. befinden haben, die SGB-
Europapolitik zukünftig von
einer kleinen Arbeitgruppe aus

Verbandsspitzen und Eurotech-
nokraten bestimmen zu lassen.

Wir bezweifeln allerdings, ob

dies wirklich als ein grosser
Fortschritt zu werten ist. Die
Grundlage für eine erfolgreiche

Europapolitik der Gewerk-
Schaftsbewegung muss die eige-
ne Basis sein. Wenn «der SGB»
auf diesem Gleis weiterpoliti-
siert, wird es ihm wahrschein-
lieh nicht einmal gelingen, seine

eigenen Mitglieder hinter sich

zu bringen. Das Gewicht, das der
SGB in der Diskussion zur euro-
päischen Integration hat, wird
wesentlich dadurch bestimmt,
ob die Basis hinter den Vorstel-
lungen steht, die er postuliert,
wovon wir im Augenblik nicht
ausgehen.

Der Nationalstaat - eine
Konzeption von gestern

Wir wollen nun an dieser Stelle
einige Gedanken zur europäi-
sehen Integration speziell. aus

jugendlicher Sicht darlegen. Es

ist für uns absolut klar, dass die
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Strukturen der Nationalstaat-
lichkeit überholt sind. Dies nicht
einfach deswegen, weil bei-
spielsweise Umweltprobleme
real nicht mehr auf dieser Ebene

zu lösen sind. Die Idee der Natio-
nalstaaten hat sich viel breiter
überlebt. Das Selbstverständnis
der Nationalstaaten ist fast aus-
schliesslich in der Vergangen-
heit begründet und für die
Zukunft nicht mehr tragfähig.
Die Interessengegensätze beste-
hen auf der Ebene von Gesell-
Schaftsgruppen wie Arbeiterin-
nen, Arbeitgeber, Frauen, Ju-

gendliche oder Randgruppen
aller Art und nicht zwischen
Nationen. Besonders durch die

Internationalisierung der Wirt-
schalt wird auch ein internatio-
nales gewerkschaftliches Vor-
gehen zwingend, wenn die Ge-
werkschaften sich nicht gegen-
einander ausspielen lassen wol-
len. Für uns ist das Verharren in
der schweizerischen National-
Staatlichkeit langfristig nicht
einmal geeignet, die erkämpften
Rechte zu bewahren (die im
europäischen Vergleich häufig
auch nicht gerade Spitzenklasse
sind).

Weder Rückzug ins
Schneckenhaus noch
Kapitulation

Deshalb muss der Weg klar der-

jenige sein, offensiv auf ein

friedliches, ziviles und soziales

Europa nach unseren Vorstel-
lung hinzuarbeiten. Dies darf
nun aber eben nicht bedeuten,
dass wir uns in unser Schnecken-
haus der Geldwaschanstalt
Schweiz zurückziehen. Doch
auch ein blindes Übernehmen
der Vorstellungen der EG kann
nicht unser Weg sein, denn in
sehr vielen Bereichen sind die
Positionen der EG zu Europa
nicht mit unseren Vorstellungen
zu vereinbahren. Wir müssen

unsere Ideen in einen gesamt-
europäischen Prozess einbrin-
gen. Wir müssen auch bereit
sein, Kompetenzen an den ge-
samteuropäischen Souverän zu
übertragen. Dies darf aber auf
keinen Fall einen Abbau der
direkten Demokratie bedeuten,
sondern vielmehr eine Demo-
kratisierung Europas. Wir müs-
sen uns auch klar darüber wer-
den, dass es mehr zu gewinnen
als zu verlieren gibt, wenn wir

Die Interessengegensätze
bestehen auf der Ebene von

Gesellschaftsgruppen wie Arbei-
terlnnen, Arbeitgeber, Frauen,
Jugendliche oder Randgruppen

aller Art und nicht zwischen
Nationen. Besonders durch die

Internationalisierung der
Wirtschaft wird auch ein inter-
nationales gewerkschaftliches
Vorgehen zwingend, wenn die

Gewerkschaften sich nicht
gegeneinander ausspielen

lassen wollen.
Fotos: E. Schneuwly
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uns an der Welt beteiligen.
Übertragen wir doch die institu-
tionell tatsächlich guten Rechte
wie das Initiativ- und das Refe-
rendumsrecht auf eine europäi-
sehe Ebene, statt uns selber vor-
zugaukeln, Demokratie sei auf
dieser Ebene nicht möglich.

Was heisst dies nun etwas
konkreter und auf die Jugend
bezogen?

Dies heisst, dass wir in einem

Europa der, hoffentlich nahen,
Zukunft sowohl im Staat als

auch am Arbeitsplatz real demo-
kratische Verhältnisse wollen.
Was etwa Mitbestimmung bzw.

Selbstverwaltung in den Betrie-
ben heisst. Denn ein demokrati-
sches Staatswesen ist langfristig
nur als solches zu erhalten, wenn
wir auch die Wirtschaft demo-
kratisieren. Ansonsten wird die
Demokratie im Staat bald zur
Farce. Denn wenn die Wirt-
schaft nicht demokratisch orga-
nisiert ist, wird eine wirklich
freie Mitbestimmung im Staats-

wesen verunmöglicht. Nur wer
von gleichen oder zumindest
sehr ähnlichen Voraussetzun-

gen ausgehen kann, ist in der

Lage, eine freie Entscheidung zu
fällen. Die Wirtschaft ist aber
letztlich der wichtigste Teil
unserer Gesellschaft, erbringt
sie doch unsere Lebensgrund-
lagen.
Aufder Ebene des Staates würde
dies auch die völlige Gleichbe-
rechtigung aller bedeuten. Also
etwa Stimm- und Wahlrecht für
Ausländerinnen (die es dann-
zumal ja eigentlich nicht mehr
geben wird). Aber wichtig ist
auch die Gleichberechtigung der
Generationen, also etwa das

frühzeitige Zugestehen von
Mitbestimmung an Jugendliche,
und auch eine Neuregelung in

Richtung einer schrittweisen
Einbindung in die Entschei-

dungsprozesse in Staat, Gesell-
schaft und Wirtschaft.

Gleichberechtigung der
Generationen

Für die bessere Beteiligung der

Jugend im politischen Prozess

wäre das kontinuierliche Zu-
gestehen von Mitbestimmungs-
rechten von Kindheit an ein

Weg, den zu erkämpfen wir als

wichtig erachten. Das deshalb,
weil jemand, der von der

Entscheidungsfindung ausge-
schlössen wird, sich auch später
nicht plötzlich in den entspre-
chenden Institutionen beteiligen
kann. Es kann nicht angehen,
dass irgenwelche Teile der Ge-
Seilschaft aus fadenscheinigen
Gründen faktisch oder sogar
rechtlich schlechter gestellt
sind, seien dies nun Jugendliche,
Frauen, Ausländerinnen, Behin-
derte oder andere gesellschaftli-
che «Randgruppen». Das heisst
in unserem Europa haben Dinge
wie Saisonnierstatut, Auslän-
dergesetzgebung, Bespitzelung
politisch Andersdenkender und
ähnliche Dinge keinen Platz.

Ebensowenig Platz haben Ar-
beitsbedingungen, wie sie heute
in verschiedenen Branchen ohne

objektive Notwendigkeit noch
immer herrschen, wie etwa ge-
seilschaftlich nicht zwingend
notwendige Nachtarbeit oder

gesundheitliche Gefährdung
verschiedener Menschen durch
ihre Arbeit.

Europa - keine Supermacht

Um aber langfristig ein geeintes
Europa nicht einfach zu einer
Supermacht werden zu lassen,

muss auch das Staatsverständnis

in Europa massiv umgekrempelt
werden. Die Identifikation mit
Europa darf nicht zu einer Ab-
grenzung gegenüber anderen
solchen Körperschaften dienen.
Wenn sich nämlich der/die Eu-
ropäerln nun plötzlich statt mit
dem bisherigen Staat mit Europa
in der selben Art und Weise

identifiziert, führt das geistig nur
dazu, Europa im Gegensatz zum
Rest der Welt zu sehen statt als

gleichberechtigter Teil von ihr.

Unsere Aufgabe

Die Arbeiterbewegung und mit
ihr die anderen sozialen Bewe-

gungen sind nun gefordert, in die
Gestaltung Europas aktiv einzu-
greifen. Dies muss aber aufbrei-
tester Ebene geschehen und
nicht wie heute den Technokra-
ten überlassen werden. Es ist
vieles in Bewegung in Europa
und der Welt; die Chancen,
etwas zu verändern, sind da-
durch recht gross geworden.
Diese Chance müssen wir nut-
zen. Es wäre nun aber verfehlt zu

erwarten, dass breite Kreise
selbst in unseren Reihen von
einem Tag auf den anderen zu

Europapolitikerlnnen werden.
Es gilt sogar in Kreisen politisch

Aber wichtig ist auch die
Gleichberechtigung der Genera-

tionen, also etwa das frühzeitige
Zugestehen von Mitbestimmung

an Jugendliche, und auch eine

Neuregelung in Richtung einer
schrittweisen Einbindung in die

Entscheidungsprozesse in Staat,
Gesellschaft und Wirtschaft.

aktiver Kolleginnen und Genos-
sinnen eine Bildungsarbeit zu
leisten. Es mangelt vor allem an

einer gesamtheitlichen Betrach-

tung der Dinge. Hierzu bestehen
auch bereits einige Ansätze wie
Europakurse in den Gewerk-
Schäften, in der SP oder von
Dritten uns nahestehenden Insti-
tutionen und Parteien. Ohne
Wissen kann man bekanntlich
schlecht Politik betreiben. Doch
Wissen ist zwar Macht, macht
aber noch lange nicht mächtig.
Es braucht auch die aktive poli-
tische Umsetzung dieses Wis-
sens. Ansätze sind jedoch vor-
handen, wie etwa das GBH-
Europa-Manifescht vom 15.

September in Bern oder auch die
EGB-4-Länderseminare, die
GB H-J ugend-6-Ländersemina-
re, die Kontakte der VPOD-Ju-
gend mit der ÖTV-Jugend und
der Gewerkschaftsjugend der
DDR und einiges mehr. Diese

Dinge laufen schon auf derEbe-
ne der B asis, können aber erst ein

Einstieg in Basisaktivitäten sein.

Wir müssen eine breite, basisbe-
stimmte Bewegung für ein
soziales, ziviles und demokrati-
sches Europa schaffen.

Andreas Burger, Roland Erne
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